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			Bewegung im Fall Nisman
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			Macri und seine Frau Juliana Awada mit Iara und Kala Nisman. (Foto: Presidencia)

			Einen Tag vor dem Jahrestag des immer noch ungeklärten Todes des Staatsanwalts Alberto Nisman hat Präsident Mauricio Macri der Familie des Ermittlers Gerechtigkeit versprochen. Der argentinische Staat erkenne die Arbeit Nismans an, sagte Macri am Sonntag bei einem Treffen mit den Töchtern des Toten. Der Präsident gab alle Verschlusssachen zum Fall Nisman frei und enthob Mitarbeiter des Geheimdienstes von ihrer Schweigepflicht, um den Fall aufzuklären. Nisman war am 18. Januar vergangenen Jahres mit einer Schusswunde am Kopf in seiner Wohnung gefunden worden. Als Sonderstaatsanwalt war er mit der Untersuchung des Bombenanschlags auf das jüdische Gemeindezentrum Amia 1994 in Buenos Aires betraut. Hinter dem Attentat mit 85 Toten werden iranische Drahtzieher vermutet. Nisman warf der Regierung Vertuschung vor und sollte am Tag nach seinem Tod die Vorwürfe im Kongress erläutern. Die Justiz ermittelt, ob er Selbstmord beging oder getötet wurde.
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			Die Woche in Argentinien

			Milagro Sala verhaftet

			In Jujuy ist die Sozialaktivistin Milagro Sala verhaftet worden. Der 51-Jährigen wird Anstiftung zu Straftaten und Tumulten vorgeworfen. Sala zählte zu den Piqueteros, die nach der Jahrtausendwende mit Straßenblockaden auf ihre soziale Situation aufmerksam machten und staatliche Unterstützung forderten. Sie stieg unter den Kirchner-Regierungen zur mächtigsten Frau in Jujuy auf. Sie steht der von ihr gegründeten Stadtteilinitiative Tupac Amarú vor, saß für die Kirchner-Partei FPV im Provinzparlament und ist seit den Wahlen vom Dezember Abgeordnete des Parlasur, des Mercosur-Parlaments. Das Millionenvermögen der Organisation wurde eingefroren. Jujuys Gouverneur Gerardo Morales wies jegliche Einmischung in die Festnahme zurück, sagte allerdings: „Jeder in Jujuy weiß, dass sie einer Mafia- und Verbrecherorganisation vorstand.“ Ganz so einfach ist das allerdings nicht. Sala hat viel Unterstützung bei den weniger Privilegierten in der Provinz. Die Furcht vor sozialen Unruhen im Nordwesten Argentiniens ist nicht unbegründet.

			Teures Graffiti

			Am Montag erst in Buenos Aires angekommen und am Dienstag bereits verhaftet. So ist es zwei Deutschen aus Stuttgart und Leipzig vergangene Woche ergangen. Nachts beim Graffiti-Sprühen auf einen U-Bahn-Waggon der Linie D in der geschlossenen U-Bahn-Station Juramento wurden die beiden 26-Jährigen ertappt und festgenommen. Vier Komplizen seien geflüchtet. Die beiden Deutschen kamen in ein Schnellverfahren für kleinere Delikte und seien gegen eine Spende von 2000 Pesos an einen gemeinnützigen Verein wieder freigelassen worden. Der Rückflug nach Deutschland erfolgte gemäß Reservierung vergangenen Donnerstag. Die beiden Männer müssten nun ein Jahr lang monatlich beim argentinischen Konsulat in Berlin und Frankfurt vorstellig werden, sagte Staatsanwältin Verónica Andrade, dann könne das Verfahren eingestellt werden. Offen blieb zunächst, ob das U-Bahn-Unternehmen Metrovías wegen des Schadens noch ein Zivilverfahren anstrebt. Für die Betroffenen sei es klar, dass der kurze Besuch in Buenos Aires nur dem Graffiti-Delikt diente, eine Art internationaler Trophäensammlung in Sprayerkreisen. Vandalismus wie diesen gibt es in der Stadt Buenos Aires zur Genüge, dennoch fand die Zeitung Clarín es wert, fast zwei Seiten darüber zu berichten. 

			Heuschreckenplage

			Noch hüpfen sie nur, aber in ein bis zwei Wochen werden die Hunderttausende junger Heuschrecken, die zurzeit die Nordprovinzen Argentiniens heimsuchen, das Erwachsenen- und damit das Flugalter erreicht haben. Wenn sie einmal Schwärme bilden, können sie bis zu 150 Kilometer pro Tag zurücklegen, jedes einzelne Insekt kann an einem Tag die Entsprechung seines Körpergewichts fressen, etwa 2-3 Gramm. Ein Notstand für die Landwirtschaft drohe, der über die betroffenen Provinzen Santiago del Estero, Tucumán und Catamarca hinausgehen könne, wenn nicht jetzt mit Insektiziden gegen die Plage vorgegangen werde, Das berichtete die Tageszeitung Clarín am Montag. Die Regierung habe eine Soforthilfe von 10 Millionen Pesos bereitgestellt.

			Schlangeninvasion

			Die Strände der Stadt Quilmes sind seit Samstag wegen der Gefahr durch Giftschlangen geschlossen. Die Schlangen sind nach den schweren Überschwemmungen der letzten Wochen auf sogenannten „Camalotes“ den Paraná heruntergetrieben. Diese aus Wasserhyazinthen bestehenden Inseln werden derzeit in Massen an den Ufern des Río de la Plata angespült. Mit ihnen kommen Tiere aus dem Nordosten des Landes, darunter Nutrias, Leguane, Nattern und die hochgiftige Yarará, eine Lanzenotter. Auch in der Millionenstadt Rosario am Paraná sind Strände gesperrt worden. Die Behörden warnen davor, zu baden oder zelten, wo Camalotes angespült wurden. (AT/SF/eha/dpa)
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			Drogenhandel

			Zwei Wochen lang verfolgte die Öffentlichkeit gespannt die Jagd der Bundespolizei, der Polizei der Provinz Buenos Aires und der nationalen Gendarmerie auf die drei Ausbrecher, die Gebrüder Martín und Cristian Lanatta sowie Víctor Scillacci. Sie waren aus dem Gefängnis General Alvear in der Provinz Buenos Aires ausgebrochen, im Auto eines Wächters zuerst nach Almirante Brown und Quilmes südlich der Bundeshauptstadt und dann nach einer Schießerei mit zwei verletzten Polizisten nach der Provinz Santa Fe geflohen, wo sie gefasst wurden. All das Geschehen beherrschte die Nachrichten im Fernsehen, Hörfunk und den Printmedien während der sommerlichen Informationslücke.

			Diese Episode war gespickt mit Vermutungen, dass illegale Drogenhändler ihre Hände im Spiel hatten, was Martín Lanatta vor einigen Monaten dem Enthüllungsjournalisten Jorge Lanata erzählt hatte, der ihn im Gefängnis besucht hatte. Der Kriminelle involvierte den damaligen Kabinettschef Aníbal Fernández als Verantwortlichen für den Drogenhandel. Er bezeichnete ihn als „La Morsa“, zu Deutsch das Walross, welcher Spitzname ihn seither kennzeichnet.

			Mit jener Aussage bestätigte Martín Lanatta das Drogengeschäft in Argentinien, ein Land, das vorher nur als Transit nach Europa galt, derzeit aber auch zum Verbraucherland von Drogen geworden ist, insbesondere Kokain. das illegal aus Bolivien eingeführt, hier verarbeitet und mit gewaltigem Gewinn verkauft wird.

			Die drei Verbrecher waren vor einigen Jahren von einem Strafrichter und der Berufungskammer wegen Mordes zu lebenslänglichen Freiheitsstrafen verurteilt worden. Ein Wächter des Gefängnisses von General Alvear ist derzeit in Haft, weil ihm Beihilfe angelastet wird. Auch in diesem Fall wird angenommen, dass Drogenhandel im Spiel war. Der dreifache Mord stand damals in Verbindung mit dem Import von Ephedrin, ein Pharmaprodukt, das auch für die Herstellung bestimmter Drogen eingesetzt werden kann. Als Arznei beschränkt sich Ephedrin auf bescheidene knapp zwei Tonnen Import im Jahr, so dass der effektive Import von zehn Mal so viel für die Verarbeitung von Drogen oder für den Export nach Mexiko eingesetzt wurde. Drei Männer wurden damals ermordet und die Täter landeten im Gefängnis von General Alvear.

			Die Flucht der drei Gefangenen dürfte nach jüngsten Indizien auch mit Hilfe von Drogenhändlern gelungen sein. Es gibt auch Verdachtsmomente, dass die Provinzpolizei involviert war. Gouverneurin María Eugenia Vidal entließ umgehend die Führungsriege der Provinzpolizei und ersetzte sie durch neue Polizisten. Telefongespräche der Provinzpolizei, die abgehört und im Fernsehen ausgestrahlt wurden, bezeugten ebenfalls, dass Drogenhändler im Kontakt mit Polizisten waren.

			Dieser Fall ist offensichtlich nur ein Beispiel des Drogenhandels, der sich längst in Argentinien niedergelassen hat und wie in Europa und den USA ein Geschäft mit exorbitanten Gewinnen ist. Eine Initiative zur Freigabe von Drogen wurde vor einigen Jahren von einem mexikanischen Präsidentschaftskandidaten, worauf er umgehend ermordet wurde. Ohne Handels- und Konsumverbot von Drogen würde die gewaltige Marge zwischen Kauf und Verkauf von Kokain und anderen Drogen verschwinden, was die Gründe jenes Mordes erklärt.

			Als Konsum- und Transitland sind nationale, provinzielle und kommunale Behörden gefordert, den Drogenhandel zu bekämpfen, was teilweise gelingt, wenn Drogen entdeckt werden und die Verantwortlichen im Gefängnis landen. Das ist indessen nur die Spitze eines Eisbergs der Unmengen von Drogen, die in Argentinien illegal importiert, gehandelt und verbraucht werden. Drogensüchtige, meist junge Menschen, müssen medizinisch behandelt werden. Einigen gelingt es, sich von der Sucht zu befreien, andere sterben früh, weil sie abhängig geworden sind. Präsident Mauricio Macri, Sicherheitsministerin Patricia Bullrich, Gouverneurin María Eugenia Vidal und andere Amtsträger geloben, den Drogenhandel auszurotten. Ob sie dabei erfolgreich sind, bleibt abzuwarten.
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			Lehren aus Köln

			Von Stefan Kuhn

			Was war da los in der Kölner Silvesternacht? Um die tausend vorwiegend junge nordafrikanische Männer attackierten auf dem Bahnhofsplatz zunächst feierlustige Partygänger mit Feuerwerkskörpern. Später begingen sie massenhaft sexuelle Übergriffe auf Frauen und Mädchen, beklauten die Opfer. Bisher sind rund 800 Anzeigen eingegangen, rund drei Viertel davon wegen Sexualdelikten, beim Rest handelt es sich um Eigentumsdelikte und Körperverletzung. Die Täter gingen dabei in Gruppen von bis zu 30 Mann vor.

			Die Vorkommnisse in Köln und in anderen Städten Deutschlands haben das Land verunsichert. Es gab Kritik an Polizei und Presse, rechte Schläger gingen auf Ausländer los, die fremdenfeindliche AfD machte einen großen Sprung in der Wählergunst. Die nordrhein-westfälische Stadt Bornheim verhängte ein Badeverbot für Flüchtlinge, weil es Beschwerden über sexuelle Übergriffe und sexistische Bemerkungen gab, eine andere Kommune sagte den Karnevalsumzug ab.

			Die Kritik an der Polizei mag berechtigt sein. Sie hat die Lage falsch eingeschätzt und den Polizeibericht beschönigt. Sie war allerdings auf solch mobartige Überfälle weder vorbereitet, noch hatte sie ausreichend Personal. Richtig war allerdings, dass die Sicherheitsbehörde nicht vorschnell über die ethnische Identität der Täter informierte. Die folgenden gewalttätigen Übergriffe rechter Hooligans auf fremd aussehende Passanten sprechen Bände.

			Die Presse kann man immer kritisieren. Auch sie hat sich zunächst bei der Identität der Täter zurückgehalten. Danach wurde zum Teil verharmlost, zum Teil schamlos übertrieben. Manche Kommentatoren zogen Vergleiche zu den Pariser Anschlägen, andere hielten die sexuellen Übergriffe für einen Taschendiebstahltrick. Das mag zwar zutreffen, aber die sexuelle Belästigung von Frauen wiegt schwerer als der Verlust eines Smartphones. Da muss es harte strafrechtliche Konsequenzen geben.

			Die Auswirkungen von Köln sind fatal. Die Vorfälle haben das Gefühl hinterlassen, dass der Staat seine Bürger nicht mehr schützen kann. Rechtspopulistische Parteien erhalten Zulauf, in einigen Stadtteilen entstehen bereits Bürgerwehren. Letzteres darf in einem Rechtsstaat wie der Bundesrepublik nicht geschehen.

			Noch schlimmer ist der Generalverdacht, der gegen Flüchtlinge aufkommt. Die Täter kommen fast ausschließlich aus den nordafrikanischen Staaten Marokko, Algerien und Tunesien. Sie sind um die 20 Jahre alt und dürften gar nicht in Deutschland sein. Sie kommen aus sicheren Herkunftsländern und haben keine Chance auf Asyl. Abschieben kann man sie in der Regel nicht, weil sie keine Dokumente haben oder sich das Heimatland weigert, straffällige Staatsbürger wieder aufzunehmen. Die meisten haben kein Einkommen und halten sich mit Kleindiebstählen über Wasser.

			Das Problem ist schon seit längerem bekannt. In Düsseldorf hat die Polizeistudie „Casablanca“ mehr als 2200 in Kleinbanden organisierte Diebe aus Nordafrika ausgemacht. Mehr als die Hälfte kommt aus Marokko.

			Auch die Kölner Polizei hat alarmierende Zahlen: Unter 1111 illegal eingewanderten Syrern waren in jüngster Zeit lediglich 0,5 Prozent verdächtig, Straftaten begangen zu haben. Bei 838 illegalen Einwanderern aus Marokko, Tunesien und Algerien waren es 40 Prozent, berichtet die dpa.

			In beiden Städten gibt es eine lebhafte nordafrikanische Gemeinschaft. Vor allem den legal aus dem Maghreb eingewanderten kleinen Ladenbesitzern sind die jungen Kriminellen ein Dorn im Auge.

			Samy Charchira, Sozialpädagoge und Mitglied der Deutschen Islamkonferenz, hält diese Art von Kriminalität nicht für ethnisches, sondern für ein soziales Problem. In einem Interview mit Spiegel Online fordert er ein stärkeres Engagement des Staates. Viele ser jungen Delinquenten hätten eine Chance zur Integration.

			Menschlich mag man dem zustimmen, aber wie integrationsfähig sind junge muslimische Männer, die schlecht ausgebildet aus Armutsgründen nach Europa kommen und nach einer Odyssee in Deutschland landen? Den Verdacht, dass sie nur zum Klauen nach Deutschland gekommen sind, kann man kaum zerstreuen.

			Zunächst muss sich strafrechtlich etwas ändern. Wenn einer nach mehreren Straftaten immer noch auf freiem Fuß ist, hört selbst bei den Tolerantesten das Verständnis auf. Straffreiheit ist ein schlechtes Signal, denn es schadet der Integrationsbereitschaft. Warum sollte jemand die Mühen eines Sprachkurses oder einer Ausbildung auf sich nehmen, wenn er ungestraft klauen darf? Kleindiebstähle sind auch nur der Anfang, mit der Zeit wachsen die Bedürfnisse. Dann reicht der Erlös eines geklauten Smartphones nicht mehr, es kommen Schutzgelderpressung, Drogenhandel, Mord und Totschlag hinzu. So weit darf man es nicht kommen lassen.

			

			

		

	
		
			Meinung

			[image: 11803.png]

			Randglossen

			Nach dem bemerkenswerten Wahlsieg des UCR-Politikers Gerardo Morales als Gouverneur der nördlichen Provinz Jujuy, wo der Peronist Eduardo Fellner ganze 32 Jahre regiert hatte, ist dort ein politischer Skandal geplatzt. Die kirchnertreue Aktivistin Milagro Sala wurde mit Zuschüssen der letzten Kirchnerregierung versorgt, die sie an Mitglieder von Genossenschaften verteilte, aber selber einen Teil einbehielt. Dadurch gewann sie mit der ihrer Organisation, genannt „Tupac Amarú“, große politische Macht in der Provinz. Ohne die Unterstützung der Nationalregierung wäre ihr dieser Einfluss verweigert worden. Die Veruntreuung nationaler Gelder war einer der Gründe für die Verhaftung von Milagro Sala. Ihr Anwälte haben bisher vergeblich ihre Entlassung aus dem Gefängnis gefordert. Ihre Günstlinge besetzen den öffentlichen Platz vor dem Regierungsgebäude. Ein Ende dieses Konflikts ist bisher nicht abzusehen.

			Expräsidentin Cristina Kirchner pflegte mit dem Flugzeug genannt „Tango 01“ ihren Wohnort El Calafate in der Provinz Santa Cruz zu besuchen, wobei ihr auch Zeitungen der Bundeshautstadt geliefert wurden, ohne dass andere Passagiere mitgeflogen wären. Auch Auslandsflüge wurden mit dem Flugzeug eingesetzt. Präsident Macri verzichtet auf die präsidiale Luftflotte. Sie soll verkauft werden. Die Regierung fliegt mit privaten Linienflugzeugen oder mietet kleinere Maschinen. So sind Macri, seine engsten Mitarbeiter und der eingeladene Oppositionspolitiker Sergio Massa über Paris nach Zürich geflogen, um dann per Eisenbahn in den Ferienort Davos in der Ostschweiz zu reisen, wo alljährlich ein Wirtschaftsforum stattfindet, das beide Kirchners als Präsidenten nie besucht hatten. Macri stellt Argentinien als Mitglied der weltweiten Wirtschaftsgemeinschaft vor und zeigt, dass das Land wieder normal ist und sich nicht mehr vor der Welt abschottet, wie es zwölfeinhalb Jahre lang unter beiden Kirchnerregierung der Fall gewesen war.

			Das war nun wirklich eine Sternstunde der Demokratie. Im britischen Unterhaus, dem Pantheon des modernen Parlamentarismus, beschäftigten sich die Abgeordneten mit einer Online-Petition, in der mehr als eine halbe Million Unterzeichner ein Einreiseverbot für den republikanischen Präsidentschaftskandidaten Donald Trump forderten. Es war eine Gegenreaktion auf die Forderung Trumps, Muslimen die Einreise in die USA zu verweigern. Die Redner in der Debatte nannten den exzentrischen Hobbypolitiker „Trottel“, „Witzbold“, „Hassprediger“ und „gefährlichen Rassisten“, die meisten wollten Trump aber ins Vereinigte Königreich einladen, damit er sich selbst bloßstellen kann. Das war klug, er könnte ja Präsident werden. Die USA sind schließlich das Land der kaum begrenzten Unmöglichkeiten.

			Die RAF, die deutsche Rote Armee Fraktion, ist wieder aktiv. Das ist keine Schreckensmeldung, sondern eine erfreuliche. Es geht nicht mehr um die revolutionäre Umgestaltung Deutschlands durch eine Handvoll irregeleiteter politischer Aktivisten, sondern um deren Lebensunterhalt und Altersversorgung. Drei Mitglieder der sogenannten dritten Generation der linken Terrorgruppe sind wohl für zwei Raubüberfälle auf Geldtransporter verantwortlich. Beide scheiterten. Es gab weder Tote noch Verletzte. Das sollte nun endgültig zur Entmystifizierung der RAF beitragen. Was die meisten schon immer wussten, ist nun Fakt. Es sind keine revolutionären Helden, sondern ganz gewöhnliche Kriminelle.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $13,74 gegen $13,86 am Dienstag zuvor, und um 2,46% über Ende Dezember 2015. Die ZB-Reserven betrugen $ 25,54 Mrd. gegen $ 25,59 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31.03.16 bei $ 14,05, zum 30.06.16 bei $ 14,91, und zum 30.09.16 bei $15,89. Der Terminkurs per Ende Dezember enthält einen Jahreszinssatz von 26,56%. Der Schwarzkurs erreichte am Dienstag bei Dollarnoten den Spitzenwert von $14,25 für den Ankauf gegen $14,03 in der Vorwoche. 

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch ein Minus von 8,78% und liegt um 19,48% unter Ende 2015.

			***

			Par-Bonds in Pesos notierten mit 1,59% im Plus gegenüber Ende 2015. Discount-Bonds in Pesos liegen gegenüber Ende 2014 im Minus mit 3,82%. Bonar 2024 verloren 2,70% seit Jahresbeginn und Global 2017 Arg lagen mit -2,19% gegen Jahresende 2015. 

			***

			Gold wurde am Dienstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 309,11 (Vorwoche $ 325,36) und bei 24 Karat zu $ 441,59 (Vorwoche $ 464,81) gehandelt.

			***

			Am Donnerstag traf sich Präsident Mauricio Macri in Davos mit dem US-Vizepräsidenten Joe Biden. Gleichzeitig sprachen Finanzminister Alfonso Prat Gay mit dem US-Schatzsekretär Jack Lew und Aussenministerin Susana Malcorra mit dem US-Aussenminister John Kerry. Es ging in den drei Fällen um die Unterstützung der US-Regierung bei der Auseinandersetzung mit den Geierfonds u.a. Holdouts. Der Fall ist nicht einfach, weil in den USA die Gewaltentrennung effektiv gilt, so dass der Präsident einem Richter keine Anweisungen erteilen kann. Dennoch hofft man, dass die US-Regierung ihren guten Willen bezeugt, eventuell mit einem „amicus curiae“, die in einer Mitteilung an einen Richter besteht, in der darauf hingewiesen wird, dass eine bestimmte Lösung in einem konkreten Fall im Interesse des Staates liegt.

			***

			Der argentinische Vorschlag zur Regelung der Schuld gegenüber den Geierfonds u.a Holdouts wird auf Antrag des Vermittlers Dan Pollack erst in der ersten Februarwoche erfolgen, statt wie vorher vereinbart, am 23. Januar. Zwei Holdout-Vertreter hatten Pollack mitgeteilt, dass sie am 23. Januar nicht anwesend sein konnten. 

			***

			Finanzminister Alfonso Prat Gay erklärte in Davos, dass Argentinien die Prüfung der Staatsfinanzen durch den IWF, die im Artikel IV der Fondstatuten vorgesehen ist, wieder zulassen werde. „Wir haben nichts zu verstecken“ sagte er. In der Tat kann ihm der Fonds auch helfen, einzelne Aspekte der Megaverschwendung der Kirchner-Regierungen aufzudecken und dies zu korrigieren.

			*** 

			Anlässlich des „Global Forum for Food & Agriculture“ traf der deutsche Bundesernährungsminister Christian Schmidt mit seinem argentinischen Amtskollegen Ricardo Buryaille zu einem bilateralen Gespräch am 15. Januar anlässlich der grünen Messe zusammen, die in Berlin stattfindet. Schmidt würdigte die Neuausrichtung der argentinischen Agrarpolitik und betonte die Rolle Argentiniens als wichtiger Agrarproduzent für die Ernährungssicherung der Welt. Die Minister vereinbarten, künftig stärker zusammenzuarbeiten, und benannten als Schwerpunkte Genossenschaften, Pflanzenschutz, Nachhaltigkeit beim Klimaschutz in der Landwirtschaft, Tierwohl, Biogas und nicht genetisch veränderte Sojabohne. Buryaille wies darauf hin, dass ihm die EU-Behörden versprochen hätten, den Import von Rindfleisch aus der Nordzone des Landes wieder zuzulassen, was nach einem Fall von Maul und Klauenseuche in Corrientes im Jahr 2001 verboten worden war. 

			***

			Die Ausgabe von Bonar 2020 vom Mittwoch ist gescheitert. Die Regierung rechnete mit Offerten von u$s 1 Mrd., die eventuell auf u$s 5 Mrd. steigen könnten. Doch es gab überhaupt keine Angebote. Bei einem Tauschgeschäft von Bonar X, die 2017 verfallen und durch Bonds mit längerer Laufzeit ersetzt werden sollen, gab es nur Angebote für u$s 444,28 Mio. Die Regierung hatte mindestens doppelt so viel erwartet. In der Tat war die angebotene Umschuldung nicht attraktiv. Die Regierung will einen Teil der grossen Schuldenlast des Jahres 2017, in dem u$s 7 Mrd. verfallen, hinausschieben.

			***

			Die ZB hat sich mit den Banken Deutsche Bank, JP Morgan, HSBC, Santander, City und BBVA Francés über einen Kredit von u$s 5 Mrd. mit Garantie von Staatsbonds Bonar 22, 25 und 27 geeinigt. Der Zinssatz liegt zwischen 6,5% und 7%. Die offizielle Mitteilung wird unmittelbar erfolgen. Die Mittel dienen zunächst zur Erhöhung der ZB-Reserven, was den Finanzmarkt beruhigen soll. Dieser Überbrückungskredit wird als „Repo“ benannt. 

			***

			Die ZB hat verfügt, dass die Banken die Kontoauszüge u.a. Information nicht mehr auf Papier gedruckt übermitteln müssen. Jetzt kann diese Information über Internet übertragen werden. Nur wenn der Kunde es ausdrücklich fordert, werden Kontoauszüge weiter auf Papier gedruckt verschickt. Die Banken sparen dabei das Papier, die Postgebühren und viel Arbeit. Die Sparmöglichkeiten, die die Computertechnologie, mit Internet und allem was dazugehört, bietet, werden von den Banken immer mehr genutzt. Doch dabei kommen die Banken mit weniger Personal aus.

			***

			Die ZB hat Massnahmen abgeschafft, die die Errichtung neuer Bankfilialen verhinderten, so dass jetzt unmittelbar mit 57 neuen Filialen gerechnet wird. Ausserdem hat die ZB die Höchstgrenze bei kleinen Krediten an sehr kleine Unternehmen, die ohne das übliche umständliche Verfahren gewährt werden, von $ 60.000 auf $ 79.000 angehoben. Und schliesslich wurde die Höchstfrist von 15 Tagen für die Abrechnung von Devisen aufgehoben, die bei Vorfinanzierung von Exporten galt.

			***

			ZB-Präsident Federico Sturzenegger hat die Ausgabe von Banknoten von $ 200, $ 500 und eventuell $ 1.000 angekündigt. Dadurch wird der Bedarf an Banknoten sinken, wobei dabei voraussichtlich die Münzanstalt alles drucken kann, ohne auf die Ciccone-Druckerei angewiesen zu sein, die sie vor einigen Jahren übernommen hat. Sturzenegger hatte noch vor einigen Monaten, lange vor dem Antritt der neuen Regierung, erklärt, dass das Fehlen von Geldscheinen von über $ 100 insofern vorteilhaft sei, weil dadurch die Zahlungen über Bankdepositen (mit Schecks, Zahlkarten oder Internet-Überweisung) gefördert werde.

			***

			Die Regierung hat das Budget des Nationalstaates für 2015 um $ 8,57 Mrd. erhöht, womit auch das Defizit um praktisch den gleichen Betrag stieg. Auf diese Weise wurden zahlreiche Ausgaben der vergangenen Regierung legalisiert, die im Haushaltsgesetz nicht vorgesehen waren. Auch wurde dadurch der Betrag von $ 400 fur Empfänger des Kindergeldes und Empfänger der Mindestpension legalisiert. Dennoch gab es auch Kürzungen bei den Ausgaben: die Vorschüsse an Staatslieferanten wurden um $ 2,1 Mrd. gekürzt, das Staatsunternehmen Enarsa erhielt $ 1,36 Mrd. weniger und das Kohlenbergwerg Rio Turbio musste einen Abschlag von $ 750 Mio. hinnehmen. Mit dieser Änderung des Haushaltsgesetzes erreicht das Defizit für 2015 $ 210 Mrd., was 4,5% des BIP entspricht. Doch wenn man die Zuwendungen der ZB und der ANSeS hinzuzählt, die als echte Einnahmen gebucht werden, obwohl es sich um eine Finanzierung handelt, dann steigt das Defizit auf über 7% des BIP. Um eine genaue Zahl zu ermitteln, müsste allerdings das BIP neu berechnet werden.

			***

			Die Mieten für Appartmentwohnungen stiegen in einem Jahr zum Januar in der Stadt Buenos Aires zwischen 30% und 35%, wobei sie in absoluten Werten je nach Gegend und Nähe zu öffentlichen Transportmitteln, besonders der U-Bahn, unterschiedlich sind. Die Wohungsausgaben („expensas“), die den Lohn des Hauswarts, die Stromkosten für Beleuchtung und Aufzüge u.a. Kosten einschliessen, stiegen um ca. 25%. In der Stadt Buenos Aires lebt 32,1% der Bevölkerung in gemieteten Wohnungen, hat das Statistische Amt der Stadt ermittelt.

			***

			Die lokale private Luftfahrtgesellschaft Sol, die der Familie Angeli aus Rosario gehört, hat aufgegeben, die Flüge eingestellt und Konkurs gemeldet. Dieses Unternehmen war seit längerer Zeit von Aerolineas Argentinas am Leben erhalten worden, was diese Firma über eine Million Pesos pro Tag kostete. Das wurde von der neuen Leitung von AA sofort aufgehoben. AA hatte sich im August 2015 verpflichtet, Sol pro Flugzeug einen festen Betrag für 210 Flugstunden pro Monat, plus die Brennstoffkosten zu zahlen. Ausserdem wurde Sol ein Gewinn von 12% auf die Kosten garantiert. Pro Flugstunde kostete Sol 80% mehr als die der AA-Tochter Austral. Was bei diesem merkwürdigen Geschäft noch hinzukommt, ist der Umstand, dass Sol bei den meisten Flügen mit AA oder Austral konkurrierte. Eine vernünftige Erklärung für dieses absurde Abkommen hat es bisher nicht gegeben.

			***

			Die Weizenmühlen haben in 11 Monaten 2015 5,2 Mio. t Weizen verarbeitet, so dass für das ganze Jahr 5,5 Mio. t, wie im Vorjahr erwartet werden. Bis 2012 wurden 6,4 Mio. t Weizen gemahlen, weil auch Mehl exportiert wurde, vornehmlich nach Brasilien. Doch dieses Geschäft ging danach verloren.

			***

			In 11 Monaten 2015 wurden 4,9 Mio. t Mais industriell verarbeitet (zu Mehl, Öl, Bioethanol, ausgeglichenen Futtermitteln u.a. Produkten), mehr als ganz 2014, als 4,4 Mio. t erreicht wurden. Die Zunahme ist vornehmlich auf die Erzeugung von Futter aus Mais für Hühner und Schweine zurückzuführen, die in 11 Monaten 2015 3,1 Mio. t. beanspruchte.

			***

			Durch Beschluss 20/2016 hat das Arbeitsministerium das Program REPRO (Programa de recuperación productiva) bis zum 31.12.16 verlängert, das in Subventionen für Löhne von Arbeitern für eine bestimmte Periode besteht, die ohne dies entlassen würden.

			***

			Im Jahr 2015 haben der Nationalstaat, die Provinzverwaltungen und die Gemeinden leicht über $ 2 Bio. (Millionen von Millionen) an Steuern eingenommen, was 36,6% des Bruttoinlandsproduktes darstellt, berichtet das Institut IARAF (Instituto de Análisis Fiscal). Gegenüber 2002, als die Steuerquote 18,3% darstellte, fand somit eine Verdoppelung statt. Von den 36,6% entfallen 27,7% auf den Nationalstaat, 7,6% auf die Provinzen und 1,3% auf die Gemeinden. 

			***

			Die Geldmenge, definiert als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) nahm in 12 Monaten zum 8. Januar 2016 um 32,90% zu, und das Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, stieg um 27,32%. Die jährlichen Zunahmeraten sind in den letzten Monaten gesunken, nachdem sie zum 24. Dezember 2015 noch bei 40% lagen. Die ZB hat mit Ausgabe von Lebac-Wechseln eine stark kontraktive Geldpolitik durchgeführt. Die gesamten Pesodepositen bei den Banken nahmen in 12 Monaten zum 8.1.16 um 32,38% auf $ 1,20 Bio. zu, und die gesamten Bankkredite in Pesos stiegen um 37,01% auf $ 851,20 Mrd. Die Dollardepositen stiegen in einem Jahr um 33,67% auf u$s 12,37 Mrd., und die Dollarkredite nahmen in der gleichen Periode um 10,07% auf u$s 3,05 Mrd. ab. 

			***

			Der Verkauf von gebrauchten Kfz erreichte im Jahr 2015 1,77 Mio. Einheiten, 7,98% mehr als 2014, teilt die Kammer des Fahrzeughandels (CCA) mit. Im Dezember waren es 144.391 Einheiten, 5,04% über dem Vorjahr, aber 2,41% unter November. Der Verkauf gebrauchter Einheiten stieg 2015 in Neuquén um 26,7%, in Tucumán um 20,21%, im Chaco um 16,50%, in La Rioja um 15,39%, in Santiago del Estero um 14,92%, in Formosa um 13,06%, in Catamarca um 12,19%, in Jujuy um 12,19% und in Chubut um 11,98%. Hingegen lag die Zunahme in Córdoba bei nur 4,67%, in Santa Fe bei 4,15%, und in der Bundeshauptstadt bei 1,54%. Nur in San Juan fand eine Abnahme statt, die 0,32% betrug. Die neuen Automobile, Lastwagen und Kleinlaster werden vorwiegend in der Bundeshauptstadt verkauft, und die Käufer verkaufen dann meistens ihre gebrauchten Kfz im Landesinneren. Nachdem letztes Jahr 643.672 neue Kfz verkauft wurden, waren es insgesamt 2,46 Mio., wobei für jedes neue Kfz 2,75 gebrauchte verkauft wurden. Bei dieser Verkaufskette, in der viele Kfz-Besitzer auf ein etwas neueres Fahrzeug übergehen, erhalten am Schluss viele Menschen den Zugang zu ihrem ersten Automobil, das ein Bruchteil eines neuen kostet.

			***

			Obwohl der Preis für Rindfleisch im Laufe des Jahres 2015 um 61% gestiegen ist, nahm der Konsum pro Kopf der Bevölkerung um 1,7% auf fast 60 Kg zu, teilt der Verband der Fleischindustrie CICCRA mit. Es wurden 2015 12,2 Mio. Rinder geschlachtet, 0,8% mehr als im Vorjahr, und 2,74 Mio. Tonnen Rindfleisch erzeugt, 2,5% mehr als im Vorjahr. Das Durchschnittsgewicht der Tiere hat zugenommen. 92,8% der Fleischproduktion wurden für den Binnenmarkt bestimmt. Der Export erreichte nur 198.000 Tonnen.

			***

			Die Aufsichtsbehörde der Versicherungswirtschaft (Superintendencia de Seguros de la Nación) hat die obligatorische Anlage eines Teils ihrer Reserven in Aktiven der Wirtschaft, die mit der Produktion zusammenhängen, aufgehoben. Die schon vollzogenen Anlagen können in 12 monatlichen Raten verkauft werden. Die Reserven der Versicherungsanstalten dienen der Sicherung der Zahlungen, die eventuell notwendig sind. Die entsprechenden Anlagen müssen somit leicht verkäuflich sein.

			***

			Die Nationale Wertpapierkomission (CNV) hat die Bestimmung aufgehoben, die die Investmentfonds zwang, ihre Aktiven in Auslandswährung zum offiziellen Wechselkurs in Pesos zu bewerten. Ausserdem wurde die Bestimmung, dass 2,5% der Aktiven dieser Fonds bei kleinen und mittleren Unternehmen angelegt werden müssen, die am 19. Januar 2016 verfiel, um drei Monate verlängert.

			***

			Die Schuhimporte haben zwischen Januar und Oktober 2015 mengenmässig um 10% innerjährlich auf u$s 378,8 Mio. ( + 9,9%) zugenommen, berichtet das Beratungsbüro IES. China bleibt führend unter den Importnationen mit einem Anteil von 32,2%. 

			***

			YPF kündigte die Entdeckung drei neuer Erdöllager in der Provinz Mendoza, in Malargue und Tupungato, an. Zum ersten Mal wachse die Erdölförderung in der Provinz, sagte Miguel Galuccio, der CEO von YPF. Beim Erdgas sei bereits eine Produktion von 7 Mio. cbm erreicht worden. Die neuen Lager befinden sich in 3000 Meter Tiefe, bei einer täglichen Förderungskapazität von 50 und 60 cbm.

			***

			Vergangenes Jahr hat der Verbrauch von elektrischem Strom, bedingt durch einen starken Anstieg von 5,3% im letzten Dezember, um 4,4% zugenommen, berichtet Fundelec. Der stärkste Verbrauchsprung wurde mit 23% in der Provinz Santiago del Estero festgestellt.

			***

			Die Regierung entschied, den Import von Sojabohne (aus Paraguay und Bolivien), die für die Verarbeitung und den Export von Sojaöl und -mehl bestimmt sind, wieder normal zuzulassen, nachdem diese Einfuhr 2009 verboten worden war und 2012 nur teilweise wieder zugelassen wurde. Der damalige AFIP-Direktor Ricardo Echegaray beschuldigte die Ölindustrie, bei diesem Geschäft Steuern zu hinterziehen, was jedoch gewiss kein Argument für das Verbot war, sondern nur eine bessere Kontrolle erfordert hätte. Das Importverbot führte dazu, dass die Kapazitäten der Ölindustrie in Paraguay erweitert wurden. Argentinien verlor auf alle Fälle den Mehrwert, der bei der Verarbeitung entsteht, was in krassem Widerspruch zu den Äusserungen der damaligen Präsidentin CFK steht, die stets von Schaffung von Mehrwert sprach. 

			***

			Obstproduzenten aus Rio Negro trafen am Montag mit dem Staatssekretär für Landwirtschaft Ricardo Negri zusammen, um ihre Schwierigkeiten darzulegen. Sie forderten einen garantierten Mindestpreis von u$s 35 Cent für jedes Kilogramm Äpfel, und u$s 17,5 Cent pro Kg für die Äpfel, die für Saft bestimmt sind. Die Regierung will im Laufe der kommenden Tage ihre Stellungnahme bekanntgeben.

			***

			Pensionen, Hinterbliebenenrenten, andere Renten, der Familienlohn und das Kindergeld u.a. soziale Subventionen werden ab März um ca. 15% erhöht, erklärte der Exekutivdirektor der ANSeS, Emilio Basavilbaso. Dies ergibt sich aus der Anwendung des Gesetzes über automatische Erhöhung dieser Beträge, zwei Mal im Jahr, jeweils im März und September. Die Zunahme wird je zur Hälfte auf Grund der Einnahmen der ANSeS pro Rentner und der Zunahme der Löhne im vorangehenden Halbjahr (gemäss einem Index des Arbeitsministeriums) berechnet. Das Ausbleiben des Indices über Konsumentenpreise hat hier somit keine Bedeutung. Die Mindestpension steigt somit von $ 4.299 auf $ 4.943.

			***

			ANSeS-Direktor Basavilbaso erklärte, dass die Aktienpakete im Besitz des Sonderfonds der ANSeS vorerst nicht verkauft würden, einmal, weil es ein bestehendes Gesetz verbiete, und dann, weil eine Kurssteigerung als Folge der gegenwärtigen Wirtschaftspolitik erwartet werde.

			***

			Die Regierung gab bekannt, dass 2015 für das Fernsehprogramm 678, das eine offene Regierungspropaganda war und kaum Zuhörer hatte, $ 52,56 Mio. aufgewendet wurden. Davon entfallen $ 15,35 Mio. auf Zuwendungen der ANSeS, wobei diese Mittel an die Firma gingen, die für das Programm verantwortlich ist, und nicht an den staatlichen Fernsehkanal, wie es formell hätte sein müssen. Deshalb hat Hernan Lombardi, Leiter des Systems der Medien und der öffentlichen Propaganda, Anzeige beim Amt gegen Korruption eingebracht. Abgesehen davon ist diese willkürliche Vergabe von Staatsgeldern für ein Fernsehprogramm schon ein Akt der Korruption und ein Verbrechen. Bei der Vergabe der Regierungspropaganda wurde unter den Kirchners allgemein eine grobe Diskriminierung vollzogen, die keine rechtliche Grundlage hat. 

			***

			Der K-Unternehmer Lázaro Baez ist in eine extreme finanzielle Krise geraten. Ein Gericht hat die Beschlagnahme von Konten bei der Banco Nación der Firma Austral Construcciones für $ 12,3 Mio. angeordnet, wegen der Schuld bei der Gesellschaft, die die Arbeitsrisiken der Firma versichert. Austral ist ausserdem in Verzug mit Zahlungen an seine Lieferanten und der Beiträge an die ANSeS. Von den 1.800 Mitgliedern der Belegschaft der Firma erhielten schon 1.100 Entlassunstelegramme. Austral Construcciones hat in den letzten 6 Monaten ausserdem 415 ungedeckte Schecks ausgestellt. Auch ein anderes Bauunternehmen von Baez, Kank & Costilla, hat grosse finanzielle Schwierigkeiten. Der ganze Konzern bricht zusammen.

			***

			Die Regierung hat durch Dekret 194/16 (Amtsblatt vomn 19.1.2016) den Beteiligungsschlüssel der Stadt Buenos Aires am Erlös der nationalen Steuern von 1,40% auf 3,75% erhöht, und dabei die Beteiligung des Nationalstaates entsprechend verringert. Dies hängt direkt mit der Übertragung eines Teils der Bundespolizei auf die Stadtverwaltung zusammen. Wie das Wirtschaftsinstitut IARAF (Instituto Argentino de Análisis Fiscal) berichtet, erhält die Stadt dieses Jahr $ 9,2 Mrd. mehr, was angeblich etwa den Kosten der Polizei entspricht, die jetzt der Stadt zur Last fallen.

			***

			Die ZB erhielt bei der Ausschreibung von Lebac-Wechseln in Pesos Offerten für $ 25,04 Mrd., von denen $ 24,05 Mrd. angenommen wurden. Da gleichzeitig Lebac für $ 20,40 Mrd. verfielen, wurde der Bestand um netto $ 3,65 Mrd. erhöht, wobei eine kontraktive Nettowirkung auf die monetäre Basis von $ 2,45 Mrd. verblieb. Die Zinsen bertrugen jeweils 31%, 30%, 29,5%, 28,49%, 28,5% und 28,48% für Laufzeiten von 35, 63, 98, 119, 147 203 und 252 Tage. Für Lebac in Dollar erreichten die Offerten u$s 1,32 Mrd., von denen u$s 861 Mio. angenommen wurden. Die Zinsen lagen bei 2,5%.

			***

			In sechs Tagen hat die AFIP der Rückgabe von $ 217 Mio. an 41.000 Personen zugestimmt, die beim Kauf von Dollar für Spar- oder Tourismuszwecke einen Aufschlag gezahlt hatten, den sie in diesen Fällen jedoch nicht mit der Gewinnsteuer verrechnen können, weil sie bei dieser Steuer nicht eingetragen sind.

			***

			Die Consulting-Firma Orlando Ferreres & Partner hat ermittelt, dass die Industrieproduktion im Dezember interannuell um 0,6% gestiegen ist, womit das letzte Quartal 2015 um 0,8% und das ganze Jahr 2015 um 1% über dem Vorjahr liegen. Seit fünf Jahren stagniere die Industrieproduktion.

			***

			Am 6. Januar trafen vier grosse Tourismuskreuzer im Hafen von Buenos Aires ein, und in den folgenden Tagen kamen noch weitere. Die Zahl der Touristen, die an Land gingen, erreichte dabei bis zu 12.000 pro Tag. Die Hafenanlage „Benito Quinquela Martín“, die für diesen Zweck gebaut wurde, ist voll ausgelastet.

			***

			Die Rohstahlproduktion erreichte im Jahr 2015 5,03 Mio. Tonnen, 8,4% weniger als im Vorjahr, teilte die argentinische Kammer der Stahlindustrie mit. Die Produktion lag dabei im Dezember um 16,7% unter dem Vorjahr. 

			***

			Die staatliche BICE-Bank (Banco de Inversión y Comercio Exterior) hängt jetzt direkt vom Produktionsministerium ab, das Minister Francisco Cabrera leitet. Präsident der Bank ist Pablo García, der bisher bei der Interamerikanischen Entwickoungsbank tätig war. Der Wirtschaftler Eduardo Levi Yeyati, von der Consulting-Firma Elypsis, wird zum Direktor ernannt. Macri hat zahlreiche bekannte Wirtschaftler in die Regierung aufgenommen.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Das Haushaltsgesetz für 2016 sieht für Brasilien eine Abnahme des Bruttoinlandsproduktes von 1,9% und eine Preiszunahme von 6,47% vor. Doch die ZB rechnet mit einem BIP-Rückgang von 3%. 2015 schloss die brasilianische Wirtschaft mit einer Abnahme des BIP von fast 4% und einer Inflationsrate von über 10%.

			***

			In Brasilien wurde ein Weisswaschungsgesetz verabschidet, das als „Gesetz zur Repatriierung von schwarzen Vermögen im Ausland“ benannt wurde. Diese Legalisierung ist jedoch sehr teuer: 30% des Betrages muss an den Fiskus abgeführt werden, davon eine Hälfte als Sondersteuer und die andere als Busse. Obwohl die Bedingungen dieser Weisswaschung sehr ungünstig sind, erwarten die Behörden, dass u$s 5 Mrd. dank dieses Systems ins Land fliessen, weil viele Unternehmen angeblich das Geld dringend benötigen. Die Oppostion kritisierte das Gesetz, weil es besonders Drogenhändlern dienen könne. In der Tats spielt bei diesen die hohe Steuer eine sekundäre Rolle, da sie unter grossem Druck stehen, weil sie ihr Vermögen nicht ewig verbergen können.

			*** 

			Argentinien und Brasilien wollen ihreWirtschaftsbeziehungen verbessern. Brasiliens Außenminister Mauro Vieira vereinbarte letzte Woche in Buenos Aires mit Argentiniens neuem Präsidenten Mauricio Macri und Amtskollegin Susana Malcorra ein Programm für eine bessere Zusammenarbeit in Industrie-, Handels-, Energie- und Verkehrsfragen sowie eine Stärkung des Kampfes gegen den Drogenhandel und bei der Grenzsicherung. Der bilaterale Handel der Staaten war nach dem Rekord von u$s 39 Mrd. im Jahr 2011 auf nur noch u$s 23 Mrd. im vergangenen Jahr gefallen. (dpa)

			***

			Geschäftsnachrichten

			YPF

			Die staatlich kontrollierte Erdölgesellschaft hat mit der US-Firma American Energy Partners (AELP) ein Abkommen über einen Pilotplan zur Forschung und Ausbeutung von „Shale-Gas“ im Gebiet von Vaca Muerta, Provinz Neuquén, abgeschlossen, das eine Investition von u$s 500 Mio. binnen drei Jahren vorsieht. Dieses Abkommen kommt zu denen hinzu, die schon mit Chevron, Dow und Petronas abgeschlossen wurden. Insgesamt handelt es sich um Investitionen von ca. u$s 3 Mrd. für die Forschung und Ausbeutung von nicht konventionellem Erdöl und Gas. Die Firma AELP soll eine grosse Erfahrung auf diesem Gebiet haben.

			JBS

			Dieser brasilianische Konzern der Rindfleischindustrie kündigte die Wiedereröffnung von drei geschlossenen Schlachthöfen in Rosario an. Der Präsident von JBS Mercosul, Miguel Gularte, erklärte, dies werde schrittweise geschehen, wobei ausserdem die Kapazität von einem der Schlachthöfe in Rosario im 2. Halbjahr 2016 erweitert werden soll. Die Schlachthöfe, die JBS 2012 geschlossen hatte, wurden gut instand gehalten. Die Entscheidung der Leitung des Unternehmens hängt damit zusammen, dass die Exportkontingentierung für Rindfleisch von der neuen Regierung sofort aufgehoben wurde, so dass Rindfleisch wieder normal exportiert werden kann. Für dieses Jahr erwartet die Firma eine Umsatzsteigerung der argentinischen Betriebe um ca. 50%.

			Imperial Cord

			Diese Firma, die Reifen für Fahrräder und Motorräder herstellt, hat die Errichtung ihrer dritten Fabrik im Land angekündigt, die in Laprida, Provinz Buenos Aires errichtet wird., auf einem Gelände von 10.000 qm im Industriepark SIPLA, der 5 Ha umfasst. Die Aufnahme der Produktion, die sich auf Reifen für Motorräder bezieht, ist noch im ersten Halbjahr 2016 vorgesehen.

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Schwierige Zeiten

			Die schwelende Rezession ist jetzt voll in Erscheinung getreten. Da die Sommermonate mit Ferien und zeitlich begrenzten Schliessungen von Betrieben einhergehen, wird das Phänomen nicht voll erkannt, oder es wird im Rahmen der Diskussion über die Schuld an der Lage politisiert, also ob die vergangene oder die bestehende Regierung für die Krise verantwortlich ist. Ebenfalls hat die spektakuläre Flucht von drei Verbrechern aus einem Gefängnis und ihre Verfolgung während zwei Wochen die wirtschaftliche Problematik bei der Öffentlichkeit in den Hintergrund verdrängt.

			Die sichtbarste und am meisten Besorgnis erregende Erscheinung der Rezession ist die Welle der Entlassungen bei privaten Unternehmen, wobei noch viel mehr bevorstehen. Einige werden durch Subventionen der Regierung (die sogenannten REPRO, mit denen der Staat Löhne zum Teil zahlt, unter der Bedingung, dass es keine Entlassungen gibt), und andere durch Vereinbarung mit der Gewerkschaft oder in Erwartung von Regierungshilfen oder Massnahmen einstweilen eingefroren. Beiläufig wird in dieser Lage kaum noch neues Personal eingestellt, was besonders die neuen Generationen betrifft, die sich um ihren ersten Arbeitsplatz bemühen. Und schliesslich summieren sich noch die Entlassungen im staatlichen Bereich, die angeblich schon um die 20.000 ausmachen. Es müsste jedoch das vielfache dieser Zahl sein, bedenkt man, dass die Kirchners über eine Million unnötige Beamte in die Staatsstruktur (Nationalstaat, Provinzen, Gemeinden, Staatsunternehmen und autonomen Staatsämtern) aufgenommen haben. 

			Wie weit sich die Regierung bewusst ist, was hier auf die Gesellschaft zukommt, ist nicht bekannt. Es fällt auf, dass nicht an einem integralen Beschäftigungsprogramm gearbeitet wird, das mit der Schaffung neuer Arbeitsplätze einher geht und die bestehenden Hemmungen in diesem Sinn beseitigt. Wir haben das Thema an dieser Stelle mehrmals eingehend behandelt. Doch weder Sprecher der Regierung, noch der Opposition, noch die Wirtschaftler, die ständig ihre Meinung äussern, reden darüber. Oder sie meinen, die Lösung kommt automatisch mit neuen Investitionen, die jetzt erwartet werden, was jedoch eine Illusion ist. Denn einmal haben potentielle Investoren gegenwärtig eine abwartende Haltung, was verständlich ist, dann dauert es eine Weile, bis konkrete Investitionen wirksam sind, und schliesslich darf man nicht vergessen, dass grosse Investitionsprojekte heute dank Informatik und Automatisierung wenig Arbeitsplätze schaffen

			In der Tat sind die kleinen und mittleren Unternehmen für den allergrössten Teil der Arbeitsplätze verantwortlich, wobei viele, vor allem die arbeitsintensiven, unter flexibleren Bedingungen kurzfristig mehr Personen einstellen könnten. Die bestehende Arbeitsgesetzgebung ist besonders schädlich für diese Unternehmen und führt sie dazu, so wenig wie möglich Arbeitskräfte einzustellen. Ebenfallls ist der Zugang zum Bankkredit für diese Unternehmen schwierig, weil viele die formellen Auflagen nicht erfüllen können, so dass sie weitgehend auf den Kredit von Wucherern angewiesen sind, die sich als Finanzanstalten ausgeben und absurd hohe Zinsen fordern. Der Gesamtumfang dieser Kredite ist zwar nicht bekannt, er dürfte jedoch schätzungsweise über dem der Bankkredite an kleine und mittlere Unernehmen liegen. Die hohen Zinsen hemmen dann die Tätigkeit dieser Unternehmen, was sich auch auf die Beschäftigung auswirkt.

			Die Rezession ist bezüglich der wirtschaftlichen Tätigkeit zunächst voll in Mar del Plata und den anderen Ferienorten am Atlantik aufgetreten. Die Besetzung der Hotels war dieses Jahr viel geringer als in Vorjahren; es war die Rede von etwa 20% weniger Gästen. Die Vermietung von Ferienwohnungen stiess auch auf Schwierigkeiten, mit vielen Fällen, in denen in der ersten Januarwoche (die besten der Sommersaison) die Wohnungen leer blieben. Ebenfalls sparen die Touristen bei ihren Ausgaben. Dass mehr Argentinier nach Punta del Este und Brasilien gereist sind (in diesem Fall, weil das Land wegen der Abwertung viel billiger geworden ist), gleicht den Rückgang im Inland nicht entfernt aus. 

			Die Rezession hat intern die Wirkung gehabt, dass die Preise sich in der zweiten Januarhälfte beruhigten. Dazu hat auch der Umstand beigetragen, dass die Preise für Gemüse allgemein gefallen sind, wegen hohem Angebot, als Folge günstiger klimatischer Bedingungen, und angeregt durch die vorangehenden hohen Preise. Doch grundsätzlich wurde die Inflationswelle, die der Abwertungssprung vom Dezember herbeigeführt hat, mit dem klassischen Rezept, nämlich einer Rezession, gebremst. Die Supermärkte haben zu Rabatten aller Art, wie kaum zuvor, gegriffen, und viele Einzelhandelsgeschäfte haben den Sommerausverkauf vorzeitig begonnen. Die Regierung hat das Programm der weichen Kredite für dauerhafte Konsumgüter, benannt „Ahora 12“, zwar vorerst beibehalten, aber die Wirkung ist jetzt geringer. 

			Beiläufig haben auch viele Gewerkschaftler von der Entwicklung Notiz genommen und machen sich jetzt auch Sorgen über mögliche Entlassungen, wobei einige angeblich sogar bereit sein sollen, eine mässige Lohnforderung an die Erhaltung der bestehenden Arbeitsplätze zu knüpfen. Auf alle Fälle schwächt eine hohe und zunehmende Arbeitslosigkeit die Macht der Gewerkschaften. Das ist ein positiver Aspekt der Angelegenheit, den Regierung und Unternehmer nutzen sollten, um zu erreichen, dass auch Löhne und Gehälter mit einer angestrebten Inflation von 20% bis 25% einher gehen, und die Inflation der letzten Monate bei ihren Forderungen bei Seite lassen.

			Die Rezession hat Schuldige und objektive Ursachen. Dass die zahlreichen makroökonomischen Ungleichgewichte, die die Kirchner-Regierung der von Macri übertragen hat, korrigiert werden mussten, lässt sich nicht bestreiten. Selbst der angesehene Wirtschaftler Mario Blejer, ehemaliger ZB-Präsident zur Zeit von Duhalde und danach Berater von Daniel Scioli, erklärte, dieser hätte es nicht viel anders als Macri machen können. Der Abwertungssprung musste kommen und eine Abwertung in kleinen Schritten, wie sie Scioli in Aussicht gestellt hatte, war kaum möglich, da dadurch die abwartende Haltung von Exporteuren u.a. gefördert würde, was die Zahlungsbilanzkrise beibehalten und sogar verschärft hätte. Der Abbau der Staatsangestellten, der mit der Entlassung derjenigen beginnt, die vor kurzem in unverantwortlicher Weise eingestellt wurden, wäre auch für Scioli unvermeidbar gewesen, weil die hohen Staatsausgaben, die die Kirchner-Regierung hinterlässt, untragbar und nicht zu finanzieren sind. Nur wäre es für Scioli viel traumatischer gewesen, an dieses Problem heranzugehen. Die Macri-Regierung hat allgemein schon begonnen, viele der letzten Entscheidungen von Cristina rückgängig zu machen. Unmittelbar kommt jetzt die angeblich schon entschiedene Stillegung des Baus der zwei grossen Wasserkraftwerke in Santa Cruz, die wirtschaftlich ein Unfug sondergleichen sind. Dann kommt noch viel mehr in dieser Hinsicht hinzu. Doch all dies wirkt zunächst rezessiv, weil geringere Staatsausgaben mit einer allgemein niedrigeren Nachfrage einhergehen.

			Auch die Dezember-Abwertung und der Inflationssprung vom November, Dezember und Januar wirken rezessiv, weil dies das Realeinkommen der Bevölkerung beeinträchtigt und allgemein zu niedrigerer Nachfrage führt. Das bezieht sich bei Arbeitnehmern auf ihren Lohn oder ihr Gehalt, bei selbstständig Tätigen und auch bei Kleinunternehmern auf ihr normales Einkommen. Aber auch die Zinsen auf Pesos, die diejenigen empfangen, die Spar- oder Fristdepositen haben, als auch die Einnahmen aus Zinsen in anderen Bereichen und auch aus Mieten, sind real geschrumpft. Die Einkommensverlagerung auf die Landwirte, die unerlässlich war, wirkt zunächst rezessiv und schafft erst in zweiter Instanz, wenn mehr gesäht und produziert wird, eine positive Wirkung auf die Konjunktur.

			Doch darüber hinaus bestehen objektive Umstände, die rezessiv wirken. Halten wir fest:

			- Die Preise der argentinischen Exportcommodities sind stark zurückgegangen, im ganzen Jahr 2015 im Vergleich zu 2014 laut FAO-Erhebung bei denen, die sich auf Ernährung beziehen, in einer Grössenordnung von 20%. Aber auch bei Bergbauprodukten sind die Preise gefallen. Da gleichzeitig auch die exportierten Mengen bei den meisten Exportcommodities gesunken sind, war der Exporterlös 2015 anormal niedrig, und das wirkt intern rezessiv.

			- Der niedrige Erdölpreis hat sich direkt auf die Investitionen zur Forschung und Förderung ausgewirkt, und dabei die grosse Hoffnung auf die Ausbeutung des grossen Schieferöl und -gaslagers Vaca Muerta aufs Eis gelegt. Dies wirkt sich auch auf Zulieferanten der Erdölindustrie aus, an erster Stelle auf Tenaris Siderca, vom Techint-Konzern, die nahtlose Röhren für die Verkleidung der Erdölbohrungen liefert. Es wird auch befürchtet, dass es in der Erdölwirtschaft zu Entlassungen kommt, da ein Teil der Belegschaft für Investitionen in Forschung und neuen Bohrungen bestimmt ist. 

			- Die Krise in Brasilien, der wichtigste Handelsparnter Argentiniens, hat eine direkte Auswirkung auf die lokale Wirtschaft. Brasilien kauft viel weniger, wobei die Aussichten für 2016 weiterhin ungünstig sind, mit einem erwarteten BIP-Rückgang von 2% bis 4%.

			- Die allgemeine schwache Konjunktur der Welt wirkt sich auch aus. Dass China jetzt weniger stark wächst, bedeutet auch eine geringere Nachfrage für argentinische Produkte, an erster Stelle Sojabohne. Dass Russland sich in einer besonderen Krisensituation befindet, hat sich direkt auf die Lieferungen von Äpfeln und Birnen ausgewirkt und eine phänomenale Krise im Tal des Río Negro ausgelöst. Auch der Konflikt im mittleren Osten wirkt sich auf argentinische Exporte aus. 

			- Die zahlreichen Einzelkrisen, die schon im letzten Jahr aufgetaucht sind, wirken sich weiter aus. Dies bezieht sich auf Milch, Kern- und Zitrusobst, Zucker, Oliven u.a. regionale Produkte. Mit der Abwertung besteht jetzt die Hoffnung, dass Exporte wieder in Gang kommen und sich die Lage normalisiert. Aber dies dauert eine gewisse Zeit.

			Der Regierung bleibt zunächst nichts anderes übrig, als die Rezession hinzunehmen, mit einer Politik, die zu einer Normalisierung der Lage und dann zu einer Erholung führt. Inzwischen solle jedoch dafür gesorgt werden, dass die Folgen der Arbeitslosigkeit gemildert werden, und sie so weit wie möglich durch Förderung neuer Arbeitsplätze überwunden wird. Wenn allgemein rationell gehandelt wird, mit Beachtung des Effizienzprinzipes und Festsetzung strenger Prioritäten bei Staatsinvestitionen und auch bei Staatsausgaben im allgemeinen, kann man erwarten, dass gelegentlich eine positive Entwicklung eintritt. Im Wesen geht es jetzt darum, die zahlreichen Hindernisse, die die Kirchners für die Wirtschaft geschaffen haben, an erster Stelle die überhöhte Staatsquote und die erdrückende Steuerbelastung, abzuschaffen oder zu korrigieren. 

			Man sollte in diesem Zusammenhang nicht vergessen, dass die technologische Revolution, die in den 90er Jahren und zum Teil schon vorher eingesetzt hat, die ein nie dagewesenes Phänomen darstellt, des die Welt von Grund auf verändert hat, weiter stark wirkt und auch für Argentinien Wachstumsimpulse schafft. Eigentlich ist die tiefe Krise, die das Land jetzt durchmacht, ein Widersinn, also etwas, das nicht sein sollte. Man kann bei einem Land wie Argentinien eine Art existenziellen Optimismus nicht vermeiden. Immer wieder fragen sich Wirtschaftler und Politologen, warum das Land sich nicht wie die USA, Kanada und Australien entwickelt hat, wo doch der Ausgangspunkt und die Bedingungen für den Forschritt nicht viel anders als in jenen Ländern waren.
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			Das Haushaltsgesetz der Provinz Buenos Aires wurde verabschiedet

			Das Projekt über den Haushalt der Provinz Buenos Aires, das die Regierung von María Eugenia Vidal dem Provinzparlament vogelegt hatte, war zunächt auf Widerstand gestossen, wobei sogar die Lesart aufkam, dass Cristina Kirchner von Santa Cruz aus ihren Abgeordneten angeordnet hatte, die Zustimmung zu verweigern. Doch im Grunde ging es um die hohe Verschuldung, von $ 100 Mrd., die im Projekt vorgesehen war, die die Opposition mit Recht für übertrieben hielt, so dass der Betrag schliesslich auf $ 60 Mrd. gesenkt wurde, was auch noch zu viel ist. 

			Der Regierungskoalition, die hier von der Erneuerungsfront von Sergio Massa begleitet wurde, fehlten nur 8 Stimmen für die notwendige Mehrheit. Und diese, und auch einige mehr, erhielt sie schliesslich, nachdem zahlreiche wichtige Bürgermeister, die zur Front für den Sieg (FPV) gehören, die bis zum 10. Dezember Regierungspartei war, die Deputierten ihrer Partei unter Druck setzten, weil sie die für sie im Budget vorgesehenen Mittel dringend benötigten. Ausserdem sind von den vorgesehenen Schulden $ 10 Mrd. für Investitionen in Infrastruktur und Sicherheit in den 135 Gemeiden der Provinzen vorgesehen, die für die Bürgermeister sehr wichtig sind. Der Senat hat das Gesetzesprojekt dann am gleichen Tag verabschiedet.

			Wie die vorgesehene Verschuldung finanziert werden soll, weiss man vorerst nicht. Wie weit Auslandskredite oder Unterbringung von Provinzbonds im Ausland in Frage kommen, wie weit der Nationalstaat finanziell hilft und welche andere Kreditquellen eventuell bestehen, wie Lieferantenkredite oder solche der provinzeigenen Bank BAPRO, all das steht vorläufig noch offen. 

			Der Haushalt der Provinzverwaltung sieht für 2016 Gesamtausgaben von $ 354 Mrd. vor, von denen $ 183 für die eigentliche Verwaltung bestimmt sind, $ 97 Mrd. für Erziehung, $ 36 Mrd. für Sicherheit, $ 22 Mrd. für Gesundheitsbetreuung, $ 8,4 Mrd. für soziale Programme und $ 9 Mrd. für die provinzielle Justiz. Die Einnahmen aus provinziellen Steuern wurden auf $ 146,11 Mrd. veranschlagt, 24,4% mehr als im Vorjahr. Davon entfallen $ 109,56 Mrd. auf die Bruttoumsatzsteuer, 24% mehr als im Vorjahr. Bei der städtischen Immobiliensteuer sind Einnahmen von $ 5,69 Mrd. vorgesehen, bei der auf landwirtschaftliche Immobilien $ 2,88 Mrd., wobei die Zunahme in beiden Fällen bei 26% liegt. Bei der Stempelsteuer ist ein Erlös von $ 11,28 Mrd. vorgesehen, 25% mehr als im Vorjahr, und bei der Kfz-Steuer $ 10,88 Mrd., 31% mehr. Hinzu kommen dann noch $ 5,22 Mrd., die auf die Ratenzahlung geschuldeter Steuern entfallen, und schliesslich noch $ 591 Mio. auf die provinzielle Erbschaftssteuer, die der vorangehende Gouverneur, Daniel Sciol, eingeführt hat. Hier ergibt sich somit die eigenartige Lage, dass es keine nationale Erbschaftssteuer gibt, sondern nur eine in der Provinz Buenos Aires, was allerlei legale Probleme herbeiführt. 

			Dass die Zunahmen allgemein bei einer Grössenordnung von 25% liegen, weist darauf hin, dass auch Gehaltserhöhungen für die Provinzangestellten und eine allgemeine Inflation in dieser Grössenordnung erwartet werden. Diese Gehaltserhöhungen sind jedoch nur möglich, wenn der Nationalstaat auch in diesem Sinn handelt. Und das erfordert eine harte Haltung gegenüber den Gewerkschaften. 

			Bei der Behandlung des Haushaltsgesetzes wurden die Möglichkeiten der Verringerung der Ausgaben nicht behandelt, wobei dies jedoch der wesentliche Punkt ist. Scioli war ein sehr ausgabefreudiger Gouverneur, und hat viel unnötige Beamte eingestellt, die logischerweise jetzt abgebaut werden müssten. 

			Bei den Schulen geht es um die Reform des bestehenden Systems der vielen Ersatzlehrer, gelegentlich drei pro effektivem Lehrer, deren Bestehen überhaupt keinen Sinn hat. Die Privatschulen haben entweder gar keine Ersatzlehrer, oder nur sehr wenige. Die Gehaltserhöhungen für Lehrer sollten an einen Abbau der Zahl der Ersatzlehrer und an mehr Stunden für die effektiven Lehrer gekoppelt werden. Die Provinzverwaltung hat insgesamt 360.000 Lehrer, Ersatzlehrer und Verwaltungsbeamte des Erziehungsbereiches, für insgesamt 4,5 Mio. Schüler. Mit 60.000 Ersatzlehrern weniger könnten die Gehälter der Lehrer um gut 20% angehoben werden, ohne dass dies mehr kostet. 

			Was die Hospitäler der Provinz betrifft, so fehlen Krankenschwestern. Diese verbessern den Dienst und gleichzeitig verkürzen sie den Aufenthalt der Patienten (was Kosten spart), weil sie intensiver behandelt werden. Es müsste somit ein System geben, um Frauen, die in anderen Bereichen angestellt sind, wo sie jedoch nicht viel zu tun haben, die Möglichkeit zugeben, sich für diesen Beruf zu schulen und auf ihn überzugehen, bei höherem Gehalt. In der Struktur des provinziellen Staates gibt es sehr viel zu tun, damit die Provinz mit ihren laufenden Einnahmen und ohne zunehmende Verschuldung auskommt. Die Gouverneurin María Eugenia Vidal hat gewiss viel zu tun, um eine vernünftigere und billigere Provinzverwaltung zu schaffen.

			

			

		

	